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Anhang.

Mittheilungen bemerkenswerther Entscheidungen

des

Apuessations- und Mssationshosek

und der

PMzeiKammei.

»

Urtheile des Appellations- und Kassationshofes.

l. pourvoi «n ei,»8»ti»ii form« p»r l? minister« pulM.

l>e 27. Ootubre 4883. !s L«ur ll'nssises ci,, V. «rron-
llissement sluis), séant « l)elemunt. avait « ,n>M'' e»s
ci'sttsntat à la purieur, orline ilcmt Is uummê ZaenK

srisll était accuse.
l^g parole lut cl ulwrci rlonnêe au substitut llu pro-

cuieur general. <iui soutint l'accusation.
N°. kenne présents I« ilêlense civ l'seousö, et eouolut

à l'acquittement.
Dans sa lêpliciue. le ministère public commeny» â

clonner lecture lie lu clêposition écrite cl'IZIisal>etl> l.tiscker.
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g I «list ils relever les contradictions clans lesquelles «ette
dernière était ton«bèe.

keune, dupliquant, conclut à es qu'il plaise à Is
Cour «lèlendre su ministère public la lecture ds Is dèpo-
sîtion clout s agit.

l.a Coni- «l'assises, en avant «lèlibèrè en ckambrs du

eonseil. arrêtai l.e ministère oublie ne sers point admis

s donner lecture de lu déposition écrite d'^lissbetb l.iiscksr.
Dsns «u declaration cis recours en cassation, du

29 Octobre 1853, le, ministère public lit valoir que. psr
le dit arrêt interlocutoire, lu liberté cls l'accusation «vsit
ètè entraves, contrairement aux prescriptions 6e l'art. 418 <Ü.

pr. pèn.
I.S Cour d'appel et <le cassation, par son srrèt <Iu

22 lanvier 1854. a ècartè le pourvoi «lu ministers' public
par lek motifs suivants i

t) «Qu'une coinbînsison «les dispositions renfermées
«dans les art. 418, 420 et 433 «2. or. pèn.. justilîs
«I« mesure prise par la (Cambre ciminelle, mais
«qu'en, revsncbe, elle fait apparaître comme inali-
«missible la demande du ministère public, ten-
«dante » faire donner leeture d» procès-verbsl des

«dépositions du témoin lülisabetb I.ilscKer;

2) «<)us, conformément aux dispositions ds l'art. 418 C
«p. p,, le ministère public, l'accusé et la partis
«civile peuvent, pendant les débats, l'aire tenir note
«des variations qui existent entre la déposition d'un
«témoin «t ses précédentes declarations; msis que,
«dans l'espèce, le ministère public n's point t'ait

«usage de ce droit, bien que le président, en procè-
«diint à l'interrogatoire du témoin M'sabetK l.riscksr.
«ait relevé d'oflice les contradictions qui existaient
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«entre »» deposition et les deulamtioiis <>u elle »v«it
«suites pendant l'instruction;

3) «()u'en consèquenee, l'arrêt inteilocutuire rendu pur
«Ig Chambre erimirielle n'entrave aucunement le droit
«d'accusation, et que partant, le cas prévu par
«l'art, 478 iX". 2 C pr. pèn, n'existe pas en l'espèce.»

2. Revision wegen nachträglicher Entdeckung von llnschuldsindizien.

(Urtheile vom 27. November 1854.)

In der Nacht vom 5. aus den 6. Dezember 1853

wurden dem Johannes Smaller von Dießbach, auf dem Bütti
daselbst, aus feinem unverschlossenen Kuhstall 6 Gänse
entwendet. Der Damnisikat schätzte deren Werth auf Fr. 30.
Der Verdacht diefeö Diebstahls stel auf Bendicht Wittwer,
Davids sel., von Außerbirrmoos, und Heinrich Müller,
Jakobs sel., von Lotzwyl, sowie auf den jene Nacht im
Stalle des Damnisikaten beherbergten Samuel Hauri.

Nach beendigter Untersuchung verurtheilte der Asstsenhof
des IV. Gefchwornenbezirks auf den Wahrfpruch der
Geschwornen unterm 28. Zuli 1854 den Samuel Hauri wegen
Diebsgenossenscdafr oder wenigstens Gehülfenfchafr, wiederholter

Kantonsverweifungsübertretung und Vagantitàt peinlich
zu 2^/z Jahren Kettenstrafe und solidarisch mit zwei
Mitangeklagten zu Bezahlung der Hälfte der Kosten gegen den

Staat. Samuel Hauri reichte hierauf dem Appellationsund

Kassationshofe ein vom 29. August 1854 datirtes
Revisionsgesuch ein, behauptend: er sei weder der Diebsgenossenschaft

noch der Gehülfenfchafr beim fraglichen Diebstahl schuldig.
Tie Mitangeklagten Bendicht Wittwer von Außerbirrmoos
und Heinrich Müller von Lotzwyl, haben während der
Untersuchung die Thäterschaft abgeleugnet, nun aber haben diese
das Geständniß abgelegt, daß sie alleinige Thäter des

eingeklagten Diebstahls seien.
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Nachdem sich die Möglichkeit der von Haun zu

Unterstützung seines Revisionsgesuches angeführten Thatsachen
erblicken ließ, wieS der Appellations- und KassationShof daS

UntersuchungSrichteramt Büren an, auf Ort und Stelle des

fraglichen Diebstahls unter Abhörung der Mitangeklagten
Wittwer und Müller einen Augenschein abzuhalten.

Laut dem Augenscheinsprotokoll vom l7. November 1854

deponirten nun die abgehörten Mitangeklagten Wittwer und
Müller wesentlich übereinstimmend, daß sie den Gänsediebstahl

ohne Mithülfe eines Dritten auf folgende Weife ausgeführt
haben: Müller habe ein beim Haufe gestandenes Leiterlein
behcMdigt, dasselbe nn daS Wandtafel der Vorbühne gestellt,
über welches dann Wittwer hinauf und oben durch ein Loch

auf den Heustock und von diefem in die Tenne gestiegen fei.
Von der Tenne babe eine nur mir einem Riegel versehene
Thüre in den Stall gefübrt, nach deren Oeffnung derselbe

in den Stall gedrungen, die vordere Thüre desselben geöffnet
und den Müller ebenfalls in den Stall geführt habe. Dort
haben sie ein Zündhölzchen angezündet und nach den Gänsen
sich umgesehen, wobei sie bemerkt, daß Jemand schlafend im
Stroh gelegen. Nack Bchändigung der Gänse haben sie sich

wieder entfernt.

Durch die Depositiglieli deS HauSeigenthümerS Johann
Schaller, sowie durch den Augenschein deS Richters wird die

Möglichkeit zugegeben, daß der fragliche Diebstahl auf die von
Wittwer angegebene Weife habe ausgeführt werden können.

Der Appellations- und Kassationshof hat nun

auf den Antrag des Generalprokurators

in Betrachtung:
daß aus der nachträglich vorgenommenen Untersuchung sich

Anzeigen erbeben, die geeignet sein können, die Unschuld
des Gesuchstellers an dem fraglichen Diebstahle wahrscheinlich

zu machen,
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in Anwendung der Art. 502, Ziff. 2, und 507 St.-V.
erkennt:

1) Es ist das Urtheil deS Asstsenhofes des IV. Bezirks
vom 23. Juli 1854, insoweit es den zum Nachtheile
des- Johann Schaller zu Dießbach verübten Diebstahl
betrifft, aufgehoben.

2) Die fragliche Strafsache ist zu neuer Beurtheilung dem

Assisenhofe des IV. GefchwornenbezirkS überwiesen und
die Vollziehung des Urtheils bezüglich auf Samuel
Hauri einzustellen.

Zwei Rcvifionsgrfnche gegen Urtheile des Assisenhofes

abgewiesen.

(Urtheile vom 13, März 1854.)

.V. Christian Binggeli wurde unterm 24. September
1853 von den Geschwornen deS ll. Bezirks schuldig erklärt:
der Wittwe Magdalena Thomet in der Tählenweid zu Laupen
in ihrem eigenen Gebäude, in der Absteht, sich eine nicht ihm
gehörende Sache zuzueignen, Gewalt angethan zu haben, so

daß die erlittene Mißhandlung den Tod derselben zur Folge
hatte. Zugleich wurde durch diesen Wahrspruch festgestellt,
daß diesis Verbrechen zur Nachtzeit in Gesellschaft mehrerer
Genossen stattgefunden und daß für Binggeli keine mildernden
Umstände vorhanden feien.

In der daherigen Anklageakte waren Binggeli und Jakob

Wenger, Jakobs und der Anna, geb. Wenger Sohn, von
Blumenstein, angeklagt worden, der Wittwe Thomet zur
Nachtzeit in ihrer eigenen Wohnung und in der Absicht, sich

fremde Gegenstände anzueignen, Gewalt in dem Maße
angethan zu haben, daß dadurch der Tod derfelben herbeigeführt
worden. Bei der Fragestellung an die Geschwornen wurden
jedoch, trotz dieser Gleichstellung der beiden Hauptangeschuldigten

mehrere eventuelle Fragen aufgenommen, von denen.
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eine namentlich dabin ging: Ist Jakob Wenger wenigstens
des Versuchs eines Diebstahls mit Einbruch in die Wohnung
der Wittwe Thomet schuldig?" Die nämliche Frage wurde
auch für den dritten Angeschuldigten, den nicht eingebrachten
Jakob Moser, gestellt.

Infolge dieser Fragestellung wurde Wenger sodann

schuldig erklärt: des Versuchs eines Diebstahls mit Einbruch
in der Wohnung der Wittwe Thomet, zur Nachtzeit und in
Gesellschaft mehrerer Diebsgenossen, und zwar ohne mildernde
Umstände. Des nämlichen Verbrechens wurde auch Jakob
Moser schuldig erklärt und zwar ebenfalls ohne Annahme von
mildernden Umständen,

Außerdem wurde Wenger mehrerer gefährlicher Diebstähle

schuldig erklärt, welche jedoch mit dem gegenwärtigen
Revistonögesuche in keinem Zusammenhange stehen.

Der Assisenhof verurtheilte hierauf gestützt den Christian

Binggeli zum Tode durch das Schwert, den Jakob Wenger

zu einer fünfzehnjährigen und den Jakob Moser in «ontn-
msi'ism zu einer fünfjährigen Kettensirafe,

Binggeli kam nun beim Großen RarKe mit einem

Begnadigungsgesuche ein, das von diesem Letztern in seiner

Sitzung vom 12. Oktober 1853 abgewiesen wurde.

Tags darauf verlangte der Kettensträfling Jakob Wenger
beim Zuchthausverwalter eine Abhörunq und deponirte: Er
habe am Abend vorher durch Wachtmeister Buchschacher

vernommen, daß Binggeli mit seinem Begnadigungsgesuche
abgewiesen worden sei, und nun nächstens hingerichtet werden
solle, das habe ihn nun die ganze Nacht hindurch geplagt,
daß er nicht habe schlafen können und sein Gewissen dränge
ibn, eine neue Untersuchung über die Tödtung der Wittwe
Thomet zu verlangen, in welcher er die Wahrheit sagen
werde. Er habe dämlich niemals glauben können, daß die

Sache so weit kommen werde, allein jetzt wolle er nicht, daß
ein Anderer für ihn leide, und er erkläre daher frei, unge-
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zwungen und ohne Zureden von irgend welcher Seite, daß

er der Thäter des an der Wittwe Thomet verübten
Verbrechens sei, indem er ihr zwei Streiche mit einem buchenen

Scheite versetzt habe. Binggeli und Moser haben jeder nur
ein rundes Stück Holz gehabt (Scheiteln von einem alten

Wagen), womit die Wunden nicht hätten geschlagen werden

können, da selbst die Aerzte erklären, dieselben rühren von
einem scharfkantigen Znstrumente her. Ueberdieß habe er
nicht gesehen, daß Binggeli die Frau Thomet angerührt oder

auf sie geschlagen hätte. Als sie zum Fenster hineingestiegen

gewesen, habe die Thomet mit etwas gegen ste schlagen wollen,
worauf er, Wenger, ihr einen Schupf gegeben habe, infolge
dessen ste zwischen den Ofen und das Stubenzeit
hineingefallen sei. Möglicherweife und wie er vermuthe, habe sie

den Kopf an die Kante des Ofens angeschlagen und fchon

hierbei eine tödtliche Verletzung erhalten, indem sie von da

an keinen Laut mehr von sich gegeben habe. Bloß beim

Fallen habe sie einen Schrei ausgestoßen. Ob Binggeli ste

nachher noch im Finstern geschlagen oder nicht, könne er nicht
angeben, glaube es aber nicht, da er nichts davon gehört.
Die Aussagen der Tochter Thomet scheinen ihm nicht genau,
indem sie behauptet, ihn, Wenqer, erkannt zu haben, was
nicht möglich gewesen sei, da cr mit einem Lumpen den Kopf
verhüllt gehabt habe. Auch babe ste gefugt, er habe elbe

halbleinene Kleider getragen, während er einen dunkelgrünen
Rock und dunkle naturfarbene Hofen gehabt habe.

Auf diefe Deposition gründete nun Binggeli ein
Revisionsgesuch das unterm 15. Oktober 1853 dem Appellationsund

Kassationshof eingereicht wurde. Zn diefem Revistons-
gefuche bestätigte Binggeli die Angaben des Wenger in allen
Theilen, betheuerte seine Unschuld und stellte den Schluß:
Es möchte das vom Assisenhofe des zweiten Bezirks unterm
24. September 1853 ausgefällte Srrnfurtheil der Revision
unterworfen werden."



- 256

Der Appellations- und Kassationshof verlangte hierauf
gemäß dem Antrage deö Generalprokurators unterm 24.
Oktober 1853 folgende Aktenvervollständigungen.

1) Es folle der Unterfuchungsrichter von Laupen den Zak.
Wenger das vor dem Zuchthausverwalter abgelegte
Geständniß gerichtlich und zwar fo umständlich als immer
möglich wiederholen lassen.

2) Ueber die Art und Weife, wie Wenger dazu gekommen,
dieses Geständniß abzulegen, feien die erforderlichen
Informationen aufzunehmen, worüber namentlich der
Wachtmeister Buchschacher, welcher demselben die
Abweisung des Begnadigungsgesuches des Binggeli
mitgetheilt, fowie der Zuchthausverwalter und möglicherweife

auch der Zuchthausprediger Auskunft geben
könnten.

3) Sodann fei die Tochter Thomet nochmals und mit
Rücksicht auf die neuen Geständnisse einzuvernehmen.

4^ Endlich sei Binggeli über den ganzen Hergang der
Sache zu verhören, namentlich zum Zwecke der
Ermittlung ob seine Aussagen mit den Geständnissen deS

Wenger in allen Punkten genau übereinstimmen.
5) Einem freilich unverbürgten Gerüchte zufolge folle der

dritte ^«mplies, Moser, stch als Soldat in
neapolitanischen Diensten befinden. Ueber die Begründtheir
dieses Gerüchtes wären Erkundigungen einzuziehen.

In der hierauf aufgenommenen Untersuchung deponirte
Herr Zuchthausverwalter Neukomm: Am Tage, nachdem

Wenger und Binggeli verurtheilt worden, habe letzterer
verlangt, mit ihm zu sprechen, und ihm hierauf betheuert, er
fei niemals in das Zimmer der Frau Thomet eingestiegen.

Sonntags darauf habe der Justizdirektor mit Wenger zu
sprechen verlangt und demfelben ernstlich zugeredet, wenn er
vielleicht vor den Gefchwornen nicht ganz die Wahrheit in
Betreff der in der Dcihlenweid verübten Tödtung gefprochen
haben sollte, so möchte er es setzt noch thun, Hiebei habe
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er den Wenger auf das Jenseits aufmerkfam gemacht. Diefer
habe mit lächelndem Munde erwidert, er habe nichts mehr
zu fugen, Herr Neukomm habe hierauf dem Wenger
bemerkt, der dritte complies, Moser, könnte vielleicht noch

eingebracht werden und dann durch seine Aussagen beweisen,
daß dem Binggeli keine so große Schuld auffalle, in diesem

Falle könnten für ihn, Wenger, fckon zeitliche Uebel
entstehen. Wenger bade hierauf nichts erwidert, sondern habe

in seinem Lächeln fortgefahren.
Später habe Wcnger, wie er behaupte, von Wachtmeister

Buchfchacher vernommen, daß Binggeli nicht begnadigt
worden fei, und Tags darauf eine Abhörung verlangt und
in derfelben die erwähnten Geständnisse abgelegt. Wenger
fei hierbei dringendst ermahnt worden, nur die reine Wahrheit

zu sagen,
Wachtmeister Buchschacher deponirte: Am Abend, an

welchem der Große Rath das Begnadigungsgesuch des Bing-
geli abgewiesen, sei er in das Zimmer, in welchem Wenqer
enthalten sei, getreten und habe dem Wenger von hinten auf
die Schulter geklopft und gejagt: Am Samstag wird de dem

Binggeli der Chopf abe g'machr, wenn'S mit anders git bis

denn, umme daß er'S denn noch wüssi." Wenger habe nichts

geantwortet und er habe stch wieder entfernt.
Herr Zuchthausprediger Molz deponirtc: Nachdem Wen-

ger beim Zuchthausverwalter das Geständniß abgelegt, habe

er auch mit ihm zu sprechen verlangt. Früher babe er den

Wenger mit Fleiß nicht besucht gehabt. Wenger habe ihm
nun sogleich und ohne irgend welches Zureden gesagt, er
habe der Frau mit einer Scheie zwei Streiche versetzt und
als sie noch nickt stille gewesen sei, sie gegen den Ofen
geworfen. Binggeli habe nichts weiter gethan, als eine Scheie

gegen die Tochter Tbomct geworfen und damit das Licht
gelöscht. Letztere habe im Schrecken und in der Finsterniß
nicht Alles genau wahrgenommen. So habe die Thomet
behauptet, cr, Wenger, habe eine Bloufe getragen, während

17



L58

Binggeli eine solche gehabt. Binggeli habe ihm, Herrn Motz,
öfters unter Betheurung seiner Schuldlosigkeit versichert, er
sei nie in der Stube der Frau Thomet gewesen. Wenger
und Moser hätten ihn zwar, als sich drinnen Jemand mit
einer Heugabel gewehrt, hineinstoßen wollen, allein er habe

sich erwehren können, worauf Wenger hineingesprungen sei.

Er habe fodann gegen das Laternlein, welches die Tochter

getragen, zwei Schrien geworfen und es fo gelöscht.

Wenger deponirte: Als er, Binggeli und Moser zu dem

Haufe gekommen, habe er das Eckfenster aufgemacht, worauf
sogleich eine Frau mit einer Waffe gekommen fei. Er habe

ihr diese mit einem Holzstücke aus den Händen zu schlagen

gesucht, was ihm jedoch nicht gelungen sei, Binggeli habe

ihm hierauf das Holzstück aus der Hand genommen und es

hineingeworfen und sei selbst eingestiegen. Er, Wenger, sei

ihm gefolgt ; das Licht, mit dem eine Person aus dem Nebenzimmer

herübergekommen, fei verfchwunden gewefen und er
habe auS einem Schranke, in welchem stch nach Bmggeli's
Aussagen hätte Geld stnden sollen, Zeug herausgenommen.
Er habe dem Binggeli nun mitgetheilt, daß er kein Geld

finden könn«, worauf derselbe die Frau gefragt habe: Frau
wo hesch d's Geld, süsch will i dir der Marsch mache." Sie
habe nichts geantwortet und er habe zu suchen fortgefahren,
bis der Schrank beinahe umgefallen wäre. Im nämlichen
Augenblicke habe er einen Tätfch gehört, auf welchen hin die

Frau heftig geschrieen. Er habe hierauf noch das Bett durchsucht

und sich dann, da der draußen stehende Moser gerufen,
es kommen Leute, nebst Binggeli wieder zum Fenster hinaus
hegeben. Letzterer sei nach chm hinausgestiegen.

Diese Angaben stimmten im Wesentlichen überein mit
den in der Voruntersuchung und vor den Geschwornen von
Wenger abgegebenen Erklärungen, Derselbe behauptete, diese

und nicht sein beim Luchthausverwalter abgelegtes Geständniß,

enthalten die reine Wahrheit. Er sei dazu dadurch
veranlaßt worden, daß man ihm im Zuchthause immer gesagt
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habe, er wäre so viel schuldig als Binggeli und hatte eben

so gut den Tod verdient. Ueberhaupt haben ihn namentlich
die beiden Rufer cujonirt und geplagt und ihn bei den

Zuchtmeistern verleumdet, die ihnen zum Theil Glauben geschenkt

haben. Dieselben haben auch behauptet, der Regierungsstatthalter

von Laupen habe ihm Schnaps gegeben, damit er auf
sie drücke. Dieß sei aber durchaus nicht wahr. Am Tage
als BinggelrS Begnadigungsgesuch abgewiesen worden, habe

ihn Zuchtmeister Sommer sehr geplagt; er habe ein schweres

Rad drehen müssen wobei ihm übel geworden sei, so daß er
in das Rad gefallen und stch ein Loch in den Kopf geschlagen
habe. Wachtmeister Buchfchacher habe ihm dann den Abwei-
sungsbeschluß des Großen Rathes über Binggcli's
Begnadigungsgesuch mitgetheilt und gesagt, es sei doch verflucht, daß
daS Gericht den Einen zum Tode verurtheilt habe, während
man nicht wisse, welcher von Beiden den Mord degangen.
Er habe sich an jenem Tage auflitschen" wollen, und er
verlange hingerichtet zu werden, fönst bringe er stch selbst um's
Leben, weil er lieber sterben wolle, als fo geplagt sein. Dieses

Verfahren und diefe Zureden haben ihn dann zu dem

unrichtigen Geständnisse veranlaßt.
Binggeli deponirte: Wenger habe zuerst daS Fenster

weggehoben und bade einsteigen wollen, allein die Frau Thomet
habe ihn daran verhindert. Wenger und Moser haben nun
ihn, Binggeli, hineinstoßen wollen, allein er habe sich erwehren

können. Hierauf sei Wenger mit einer Scheie bewaffnet
hineingesprungen und habe der Frau ihre Gabel entwunden,
und sie zugleich gegen den Ofen gestoßen. Unterdessen habe

er dem mit einem Licht herbeigeeilten Mädchen durch Hineinwerfen

von Holzstücken das Licht aus der Hand schlagen

wollen, Wenger habe dann aber mit einem Schlag dasselbe

gelöscht. Hineingestiegen fei er nie, habe aber noch gehört,
daß Wenger mit der Frau ein G'fecht habe" und daß

dieselbe schreie. Es habe dann bald Lärm gegeben, und

Wenger sei zurückgekommen mit der Erklärung, daß er
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nichts gefunden. Später, aus dem Wege, Hube Wengcr
erzählt, der Schrank wäre beinahe umgefallen, und Moser
habe ihm gesagt, er habe es doch der Frau zu gutgemacht,
was Wenqer verneint habe. ,Zu den in der Voruntersuchung
abgelegten Geständnissen sei er theils durch Drohungen des

RegierungSstatthalters gebracht worden, theils dadurch, das;

ihm dieser Wein und Schnaps vor den Verhören habe

zukommen lassen.

Diese Angaben stehe» im Widerspruche mit den von

Binggeli in der Voruntersuchung abgelegten Geständnissen.

Hier hatte er nämlich zugestanden, daß er in das Limmer
eingestiegen sei, als Wenger sich in demselben befunden.
Derfelbe habe die Frau gegen den Ofen gestoßen und ihr
Streiche versetzt, jedoch sei sie nicht todt gewesen. Er, Binggeli,

habe sie dann auf den Ofen gefetzt und festgehalten,
während Wenger den Schrank durchsucht. Als ste sich

entfernt, sei die Thomet noch immer auf dem Ofen gesessen, sei

dann aber heruntergefallen und habe sich wokl hierbei tödt-
liche Verletzungen zugezogen.

Ebenso sehr widersprechen dieselben den Angaben der
Tochter Thomet; dieselbe bestätigte nämlicp in allen Theilen
ihre bei der Hauptverhandlung eidlich beschwornen Angaben
und behauptete: Als sie mit dem Lichte gekommen sei, haben
stch Wenger uud Binggeli bereits im Limmer befunden; den

letztern habe sie noch besser gesehen und erkannt als den erstern.
Binggeli habe weißgraue Hosen und ein BurgunderKemd,
Wenger elbe Hofen und einen elben Rock gehabt. Den Binggeli

einzig habe sie mit etwas gegen ihre Mutter schlagen

sehen, nicht aber den Wenger, der seitwärts gestanden sei

und den Nacken eingezogen habe, um nicht erkannt zu werden.

Sie habe stch aber gleichwohl die Gesichtszüge
desselben so gut nierken können, daß sie ihn später mit
Leichtigkeit wieder erkannt habe.

Die Eltern des Moser, welche über den Ausenthaltsort
ihres Sohnes einvernommen wurden, erklärten, man habe
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ihnen gerüchtsweise mitgetheilt, derselbe solle sich in Neapel
befinden.

Von Seiten des Regierungsraches wurde hierauf eine

genaue Personalbeschreibung des Moser an das Kommando
des vierten Schwcizerregiments in Neapel versendet und
dasselbe ersucht, genaue Nachforschungen nach demselben zu
halten. ES fand sich aber weder bei dem vierten Regiment«
noch bei den andern Schweizertruppen ein Individuum vor,
auf welches jene Beschreibung gepaßt hätte.

Der Generalprokurator stellte unterm 6, März 1854
die Schlüsse:

1) Christian Binggeli sei mit seinem Revistonsgesuche cl.cl.

15. Weinmonat 1853 abzuweisen und zu Bezahlung der
durch dasselbe veranlaßten Kosten zu verurtheilen.

2) Der daherige Entscheid mit den darauf bezüglichen Akten
sei dem Regierungsrathe mitzutheilen.

Der Appellations- und Ka ssa t i on S Hof Ka t nun

in Betrachtung:
1) Daß Jakob Wenger die von ihm über den Hergang

der un Wittwe Thomet verübten Mißhandlung
nachträglich dem ZuchthciuSdirektor gemachten Angaben,
wonach er und nicht Christian Binggeli der Frau Thomet

den tödtlichen Streich verfetzt hätte, in einem
spätern Verhöre vor dem Unterfuchungsrichter in ihren
wejentlichen Punkten widerrufen und auf glaubwürdige
Weift die Gründe dargethan hat, die ihn zu jcuer
Selbstanklage veranlaßt haben mögen.

2) Daß somit das ganze Fundament, aus welches Christian
Binggeli sein Revisionögcsuch gegründet hat, stch nach
dem Resultate der vorgenommenen Aktenvervollständi-
gungcn als unhaltbar darstellt und durch die nachträgliche

Untersuchung auch sonst keine neuen Anzeigen zu
Tage gefördert worden stnd, aus denen die Unschuld
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deö Angeklagten an dem ihm durch den Wahlspruch der
Geschwornen zur Last gelegten Verbrechen erwiesen werden

könnte (Art, 50t, Nro, 3^;

erkennt:
1) Christian Binggeli ist mit seinem Revisionsgesuche vom

15, Wemmonat 1853 abgewiesen und zu Bezahlung
der durch dasselbe veranlaßten Kosten verurtheilt,

2) Dieses Urtheil sowie die sachbezüglichen Akren sind dem

Regierungsrathe mitzutheilen.

K Johannes B i n g g eli und Ia k o b R e d er wurden
unterm 13. Januar 1854 von den Geschwornen des ersten

Bezirks schuldig erklärt, einen Raub zum Nachtheil des Chr.
Rüedi, gew. Knecht in der Wyden zu Word verübt zu
haben, der zugleich mit einer solchen Mißhandlung verbunden

war, daß dadurch der Tod des Beraubten erfolgte. Durch
den Wahrspruch wurde ferner angenommen, daß diese

Mißhandlung mit tödtlicden Werkzeugen, jedoch ohne die Absicht

zu todten, aber in derjenigen, den Rüedi seiner Uhr nebst

Kette, seines Regenschirmes und seines Geldes zu berauben,

vorgenommen worden sei, und zwar zur Nachtzeit und in
Gesellschaft mehrerer Raubgenossen, Ganz der nämliche
Wahrspruch wurde auch ausgefällt in Betreff deS in die

gleiche Untersuchung verflochtenen Johannes Dctttwyler von
Wittwyl. Für keinen dieser drei Angefchuldigten wurden
mildernde Umstände angenommen.

Der Asstsenhof verurtheilte am nämlichen Tage gestützt

auf diefen Wahrspruch den Jakob Reber, sowie den Job.
Binggeli zur Todesstrafe, den Johannes Dättwyler dagegen

zu einer fünfzehnjährigen Kerrenstrafe.
Unterm 6. Februar 1353 verlangte Jakob Reder bei der

Centralpolizei eü.e Abhörung und deponirre: Der mit ihm
zum Tode verurtheilte Johannes Binggeli sei an der Tödtung
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des Rüedi durchaus unschuldig, indem er dem Rüedi gar
keine Streiche versetz! habe. Dättwyler und er, Reber,
seien nämlich zu Schloßwyl in der nämlichen Gefangenschast
enthalten gewesen und hier habe ihm derselbe den Vorschlag
gemacht, er solle, um sie beide zu retten, durch seine

Aussagen dem Binggeli die Urheberschaft der Tödtung aufbürden.
Da ihm Dättwyler versprochen, ihm, wenn er dieß thue,
eine Summe von Fr. 800, die er zu Latour im Kanton
Neuenburg verborgen habe, zu geben, so habe er auch den

Dättwyler auf Unkosten des Binggeli aus der Sache zu ziehen

gesucht. Da nun aber der Letztere zum Tode verurtheilt
worden sei, so wolle er nicht, daß derselbe die Todesstrafe
unschuldig erleide. Er, Reber, habendem Rüedi den ersten

Streich versetzt und Dättwyler, da er gesehen, daß er noch

nicht todt sei, habe ihm noch mehrere Stockstreiche auf den

Kopf verfetzt, die den Tod des Gemißhandelten zur Folge
gehabt haben. Dättwyler habe hierauf die Uhr, Binggeli
den Regenschirm behändigt, sonst habe der Letztere gar nichts
gemacht. Diese Angabe behauptete Reber aus eigenem
Antriebe zu machen. Er fügte ferner bei, daß er in Schloßwyl

nur einmal abgehört worden sei und verlangte schließlich
eine neue Untersuchung.

Binggeli bestätigte diese Aussagen, die ihm mitgetheilt
wurden, in allen Theilen und behauptete, er habe nichts
gethan, als den Regenschirm aufgelesen, der einige Schritte
von Rüedi auf dem Boden gelegen fei. Diefen habe Dättwyler

reklamirt und er habe ihm denfelben gegeben. Streiche
habe cr durchaus keine geführt. Gestützt auf diefe Aussagen
verlangte Binggeli gleichfalls eine neue Untersuchung.

Aus den Untersuchungsakten ergibt es stch nun aber,
daß Reber in der Voruntersuchung keineswegs die ganze
Hauptschuld auf Binggeli zu werfen gefucht hatte, fondern
daß er eben fo gravirende Aussagen gegen Dättwyler machte.
Jeder der drei Angeschuldigten gestand nämlich nur die

Entwendung des einen oder andern Gegenstandes zu, während
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er je die beiden andern der Mißhandlung des Getödteten bezück-

tigte und selbst keine Streiche geführt haben will. Dagegen
beschuldigten die übrigen wegen Gehülfenschaft verurtheilten
Personen Gottlieb Schneider, Verena Zurflüh, geb. LooSli
und Rosina Hirstg den Reber und den Binggeli, daß sie

vorzugsweise die Urheber der Tödtung gewesen seien.
Namentlich deponirte Schneider: Binggeli selbst habe ihm während
ihrer Haft in Thun mitgetheilt, daß er dem Burschen den

letzten Streich versetzt habe. Endlich geht aus den

Untersuchungsakten hervor, daß sowohl Reber als Binggeli im
Laufe der Voruntersuchung zu Schloßwyl mehrmals
einvernommen worden waren.

Der Generalproiuraror stellte unterm 6. März 1854
den Antrag : ES seien Jakob Reber und Johannes Binggeli
mit ihrem RevistonSgesuche abzuweisen und zu Bezahlung
der durch dasselbe veranlaßten Kosten zu verurtheilen.

Der Appellations- und Kassationshof hat nun

in Betrachtung:
daß die nachträglich von Jakob Reber vor der Centralpolizei

gemachten neuen Aussagen nicht geeignet stnd, daS Re-
visionSgesuch der Petenten irgendwie zu rechtfertigen,
indem sich keine neuen Anzeigen ergeben haben, auS

denen die Unschuld der beiden Angeklagten erwiesen
werden könnte (Art. 501 Nro. 3);

erkennt:
Jakob Reber und Jodannes Binggeli sind mit ihrem
Revisionsgesuche abgewiesen und zu Bezahlung der durch dasselbe

veranlaßten Kosten verurtkcilt.
Bemerkung. Die hievor angeführten zwei Revisionsgesuche

hatten zur Folge, daß in der neuen Ausgabe des

Strafprozeßverfahrens der Artikel, betreffend die Revision
modisizirt wurde. (Vergl. Art. 501 des ältern Strafverfahrens

mit Art. 502 desjenigen von 1354.)



265 -
tt

Urtheile der Polizeitammer

Betrug.
(Gesetz vom 26. Mai 1848).

Appellation der Civilpartei gegen ein freisprechendes
Urtheil.

Infolge Kaufvertrages vom 22. April 1851 verkaufte
Bendicht Schüret) in der Rutschiweid bei Heimiswyl dem

Jakob Maibach von Dürrenroth, wohnhaft zu Hinterrothenbaum,

Gemeinde Heimiswyl, ein Heimwesen zu Rotkenbaum,
bestehend in Gebäuden, Ackerland und Waldung um den

Kaufpreis von Fr. 10,125 a. W. Auf Rechnung dieser

Kaufsumme wurden dem Käufer unterpfändliche Schulden
überbunden im Betrage von Fr. 5696. 70 a. W. und für
die Restanz von Fr. 4428. 30 a. W. das Unterpfandsrecht
auf dem verkauften Heimwesen vorbehalten.

Da Maibach anfing, daS Unterpfand bedeutend zu
fchwächen und die Zinse deö ihm überbundenen Kapitals nicht
bezahlte, geschweige denn die Kapitalien selbst, so nahm
Schüret) gegen ihn eine richterliche provisorische Verfügung
heraus, wodurch dem Schuldner jeder fernere Holzfchlag,
fowie der Verkauf und die Aussuhr des bereits geschlagenen

Holzes ohne Einwilligung deö Pfandgläubigers Schürch unter

Androhung einer Buße von Fr. ll)0 oder 1030 Tagen
Gefangenschaft, sowie des Schadenersatzes, verboten wurde.
Dessen ungeachtet ließ Maibach am 24. Dezember l852 eine

Anzahl Buchen und Tannen (52) schlagen und fing sogar an,
in der Hofstatt selbst Obstbäume zu fällen.

Gestützt auf diefe Thatfachen reichte Schürch den 6. Dez.
1852 dem Regierungsstatthalteramte Burgdorf eine Anzeige
ein, und verlangte Verurtheilung des Maibach zur Strafe und

Entfchädigung. Am folgenden Tage reichte er eine neue Anzeige
woraus sich ergab, daß Maibach trotz des Verbotes mitden Holz-
fchlägen fortfahrc und daS geschlagene Holz wegführe.
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Der Gerichtspräsident von Burgdors ließ hierauf den

Maibach und feine Ehefrau verhaften und zu Verhütung
von fernerem Schaden das Vermögen derfelben inventarisiren
und bestellte darüber einen Hüter.

Maibach rief nun am 10. Dezember 1853 die Güter-
abtretung an, worauf er der Haft entlassen wurde.

Den 28. und 23. Dezember haben auch der Gemeinde-

rath von Heimiswyl, der Massaverwalter in der
Güterabtretung des Maibach und Unterweibel Schertenleib zu

Heimiswyl gegen Maibach und Mithafte Anzeigen auf
Vermögensverschleppung eingereicht, in denen ste auf
Untersuchung und Bestrafung drangen.

Johann Lüdi, Wirth im Kaltacker zu Heimiswyl,
beklagte sich in einer Anzeige vom 10. Jenner 1853, er habe

von Maibach 12^2 Klafter Heu gekauft und darauf hin
Fr. 5 bezahlt. Da er es jedoch nicht sofort habe abführen
können, so habe er es mit Einwilligung deö Maibach auf
dessen Bübne liegen lassen. Nun habe aber trotz der
Verhaftung der Eheleute Maibach und trotz der Bestellung
eines Hüters, Wirth Klar, und Schmid Leuenberger zu Dür-
renrotd diesis Heu als vorgebliche Käufer desselben

weggeführt.

In der Untersuchung gab der Ehemann Maidach die in
den Anzeigen des Schürch enthaltenen Thatsachen zu, suchte

jedoch die Schuld des Geschehenen auf feine Frau zu fchieben,
welche die Holzschläge, besonders diejenigen in der Hofstatt,
anbefohlen habe.

Die Ehefrau Maibach erklärte von der provisorischen
Verfügung nichts gewußt zu haben. Den Männern von
Dürrenroth, nämlich Schmied Leuenberger und Wirth Klan
fei verkauft worden: circa 10 Klafter Heu und 3 Klafter
Emd à Crn. 10 das Klafter, zwei Kühe, deren Preis nicht
bestimmt worden, und einige Fleckcntannen, diefe jedoch vor
Anlegung des Verbots. Der Erlös habe zu Bezahlung von
Zinfen und Kosten verwendet werden sollen und nachdem
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dieselbe geschehen, sei in ihrem Auftrage kein Holz mehr
geschlagen worden, möglich sei eö indessen, daß ihre Söhne
und Peter Zaugg gleichwohl noch Bäume im Walde
umgehauen haben. Sie habe nicht geglaubt etwas Unrechtes

zu thun, wenn doch der Erlös zu Bezahlung von Schulden
verwendet worden, übrigens hätten die Männer von
Dürrenroth dieses kennen und sie warnen sollen. Diese Letztern
haben ihr gesagt, man solle ihnen die Gegenstände um
Fr. 500 überlassen, und ihr dafür Unterstützung versprochen,
aber nicht gehalten.

Johannes Leuenberger gab zu, dem Maibach sein Heu,
seine Viehwaare, seine Obstbäume und einige Buchen um
den Preis von Fr. 500 abgekauft zu haben, und zwar
infolge Kaufvertrages vom 3. Dezember 1853. Auf die Frage,
wie er und Wirth Klar, den Kaufpreis bezahlt hätten,
verweigerte er die Antwort und erklärte, die Hauptsache sei,

daß im Kaufvertrage quittirt und der Kaufpreis bezahlt fei;
wie er bezahlt worden, werde Niemanden etwas angehen.

Die nämlichen Angaben machte Wirth Klau.
Die Söhne Christian und Johannes Maibach erklärten,

den Holzfchlag im Auftrag der Mutter gemacht zu haben;
es feien l8 à l9 Obstbäume umgehauen worden.

Nach Vollführung der Güterabtretung stellte sich ein

Defizit heraus von Fr. 5032. 3l. Auf diesis war der

Kaufvertrag nicht ohne bedeutenden Einfluß, indem stch herausstellte,

daß der Werth der verkauften Gegenstände Fr. 547

a. W. oder Fr. 781. 42 n. W. betrug, der Kaufpreis
dagegen nur Fr. 500, mithin zu wenig Fr. 281. 42 n. W.,
ferner daß von dem Kaufpreis, für den Klar) und Leuenberger

sich den ganzen Betrag hatten quittiren lassen, nur
Fr. 416. 1t bezahlt worden waren.

Bei der Hauptverhandlung verlangte die Civilpartei
Nichtigerklärung des Kaufvertrages vom 3. Dezember 1852
und Verurtheilung der Eheleute Maibach, fo wie von Klay
und Leuenberger zum Schadensersatz und zu den Kosten.
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Das Amtsgericht von Burgdorf fällte fodcmn am 4.

November 1853 nach dem Antrage des Bezirksprokurators
folgendes Urttieil aus:

1) Jakob Maibach hat sich eines Betruges gegen feine

Gläubiger schuldig gemacht;

2) die Ehefrau Maibach hat sich der Hülseleistung schuldig

gemacht;

3) demzufolge ist der Ehemann Maibach zu einer Ein¬

sperrung von 4 Monaten und die Ehefrau Maibach

zu einer solchen von 2 Monaten verfällt.
Dagegen wurden Johann Leuenberger und Jakob Klau

von der Anklage auf Hülfeleistung freigesprochen.
Der Kaufvertrag vom 3. Dezember 1852 wurde

aufgehoben und endlich wurden alle vier Angefchuldigten in
soliclum zu Bezahlung der Kosten gegenüber dem Staat und

der Civilpartei uerurtheilt.
Gegen dieses Urtheil erklärte die Civilpartei die Appellation.
Die Polizeikammer bat nun am 12. April 1854,

in Betrachtung:
1) daß weder von Seite der Angefchuldigten noch von

Seite der Staatsanwaltschaft gegen daS erstinstanzliche
Urtheil die Appellation erklärt worden ist;

2) daß dasselbe somit, soweit es den Strafpunkt anbelangt,
in Rechtskraft erwachsen ist:

3) daß dagegen die Civilpartci cücksichtlich ihrer Civilinteressen
appellirt hat und ihre Appellation unabhängig ist von
derjenigen des Staatsanwaltes und deS Angeschuldigten
(Art. 451 St. V.);
daß daher in oberer Instanz über die Civilfolgen auch

gegenüber den erstinstanzlich freigesprochenen Angeschuldigten

Klay und Leuenberger entschieden werden kann;

5) in Betrachtung ferner, daß daS Heimweseu des Maidach

zu Rothenbaum laut Kadaster geschätzt ist für
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Liv. 7009 alte oder neue Währung Fr. 10,144. 99
daß Maibach dasselbe hingegen Anno

1851 gekauft hat für Liv. 19,125
alte oder neue Währung 14,673. 99

mitbin über die Kadasterfchatzung Fr. 4,528. 97

6) daß ihm für diese volle Kauffumme Schulden über-
bunden wurden, für welche das Pfandrecht vorbehalten
worden ist, und daß Maibach seither nicht nur nichts
an den schuldigen Kapitalien, sondern nicht einmal
die Zinse von denselben bezahlt hat;

7) daß Maibach mithin wissen mußte, daß er unter seinen

Sachen war, als er von verschiedenen Seiten her
rechtlich betrieben wurde, und nicht im Stande war?
seine Gläubiger zu defriedigen;

8) daß er unter diefen Umständen statt die Güterabtretung
anzurufen, den Wald schlagen, die Fruchtbäume in
der Hofstatt und auf dem Gute herum umhauen und
alles Holz forttranspvrtiren ließ; daß er ferner stimmt-
liches Futter, Vieh, Gewächs, Stroh, überhaupt alle

beweglichen Sachen, mit Ausnahme einigen
Hausrathes, unter dem wahren Werthe veräußerte und

theilweise für den Gegenwerth quittirt, ohne denfelben

erhalten zu haben;
9) daß zwar die Ehefrau Maibach mit ihren Rathgebern

bei allen Kiefen Handlungen die Hauptrolle fpielte,
dieselben vornahm und sodann von dem Ehemann
genehmigen ließ;

19) daß die Eheleute Maibach mit solchen Handlungen fort¬
fuhren, felbst nachdem ein richterliches Verbot dagegen

ausgewirkt und dem Ehemann Maibach notisizirt worden

war;
11) daß die Mitangeschuldigten Schmied Leuenberger und

Wirth Klap, welche fämmtlicheS Futter, Viehwaare,
Kirsch- und Obstbäume und Buchen für Fr. 500 kauften,
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sich gleich beim Abschlüsse und der Unterschreibung des

Kaufes vom 3, Dezember 1352 quittiren ließen, obgleich
diese unter dem wahren Werth gestellte Summe noch

jetzt nicht ganz ausbezahlt ist;
12) Daß ihre angebliche Unbekanntfchaft mit dem Vermö¬

genszustand des Maibach unglaubwürdig ist, vielmehr

angenommen werden muß, daß sie demselben wissentlich

zu betrügerischen Handlungen Hülfe geleistet haben

(Art, 4 des Gefetzes vom 26. Mai 1848) ;

13) Daß Maibach den 10. Dezember 1852 die Güterabtre¬

tung erklärt, in welcher laut dem in Kraft getretenen
Klafsistkations. und VertheilungSentwurfe eine Summe
von Fr. 5032. 51 zur Geduld gewiefen worden;

In Anwendung der §§. 1, 2, 3 und 4 des Gesetzes

vom 26. Mai 1848,

erkennt:
1) Die Eheleute Maibach stnd zum Grundsatze der

Entschädigung verurtheUt gegenüber der Civilpartei Bendicht
Schürch.

2) Der Kaufvertrag vom 3. Dezember 1852 ist aufge¬

hoben, jedoch sollen sich die Käufer die an die Herren
Fürsprecher Morgenthaler und Rechtsagent Aedi
bezahlten Summen anrechnen lassen dürfen

3) Sämmtliche vier Angefchuldigtc, nämlich die Eheleute
Maibach, Schmied Leuenberger und Wirth Klay, sind

folidarifch für den Schaden verhaftet, welcher der
Civilpartei aus der Abfchließung dieses Vertrages
entstanden ist, soweit derselbe durch dessen Aufhebung noch

nicht gedeckt ist.

4) Die Kosten der Civilpartei, welche durch die dahin ge¬

fallene Erscheinung vom 18. März verursacht worden
sind, trägt der Staat; sie sind bestimmt auf Fr. 30.

5) Die übrigen erstinstanzlichen Kosten stnd sämmtlichen
vier Angeschuldigten in ««liclnm auferlegt und zwar fo-
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wohl diejenigen der Civilparthei als diejenigen deS

Staates. Ebenso sind die erstinstanzlichen Kosten ihnen
auferlegt. Diejenigen der Civilparthei in erster Znstanz
sind bestimmt auf Fr. 36. 85, die oberinstanzlichen auf
Fr. 46, diejenigen deö Staates in erster Instanz auf
Fr. 436. 98, die oberinstanzlichen auf Fr. 57. 7«.

Betrug.
(Anwendung des Arl. 2 des Gesetzes vom 27. Juni 1803.)

Einem Urtheile der Polizeikammer vom 11. März 1854,

betreffend die Angefchuldigten Ratz, Vater und Sohn, wegen
Betruges, entnehmen wir folgende

Betrachtungsgründe:
1) Daß der Thatbestand eines zum Nachtheil des Herrn

Friedrich Kohler, gewesener Salzhandlungsverwalter
in Bern, begangenen Betruges mittelst Einführung bei

Abfchließung eines Darlehensverrrages im Betrag von
Fr. 2999 durch wissentlich unrichtige Angaben hergestellt

ist;
2) Daß Johann Ratz, Sohn, der Thäterschaft deSfelden

unzweideutig überwiesen und desselben auch geständig
ist, indem er:

Durch Kaufvertrag vom 10. April 1859 mit Handen

feines außerordentlichen Beistandes, Urs Schwab,
von seinem Vater Hans Ratz den zirka «/4 Jucharten

haltenden Höheacker auf dem Außerfeld zu Leu-

zigen für Crn. 270 erkaufte.
b. Am gleichen Tage bei der Abtretung eines Theils

der daherigen Kaufsumme an Johann Kaiser, Krämer

im Stock zu Leuzigen, von Crn. 230 laut dem

Bcglobungsverbal mitverhandelte und zudem am
26. Juni 1852 dem Vater Hans Rätz seine

erstinstanzliche Forderung von Crn. 40 ausbezahlte,
sonach wissen mußte und auch wußte, wem er den
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übrigen Theil der Kaufsumme zu bezahlen und zu
verzinsen habe;

Durcd Liegenschaftsbeschreibung vom ll). November
und Pfandobligation vom 8. December, beides 1852,
dem Herrn Friedrich Kohler für ein Darlehen von
Fr. 2000, zwei fo zu sagen werthloft Gebäude

nebst zirka 1^2 Jucharten Höbeacker, worunter der

obenbezeichnete, zirka ^ Jucharten haltende Höheacker

begriffen ist, verpfändete.

<l. In den daherigen Stipulationen offenbar falsche

Angaben machte, indem er wider sein besseres Wissen

vorgab, sein Vater Hans Rätz sei noch Gläubiger
der auf der Hälfte Höheacker haftenden Kauffumme
von Crn. 270, und diefen bestimmte, dafür eine

Nachgangserklärung gegenüber dem aufzubrechenden
Darlehen auszustellen, die denn auch am 19.
November 1852 zu Stande kam.

v. nach der Errichtung der Pfandodligation und nach¬

dem ihm das Darlehn von Fr. 2990 ausbezahlt
worden, die für den Schatzungswerth von Fr. 1709
alte Währung verpfändeten zwei Gebäude niederriß

und das Material davon verkaufte, ohne
den Herrn Köhler, feinen Gläubiger, etwas davon
wissen zu lassen;

f. Durch Kaufverträge vom 19. und 24. Nov. 1853
den Höheackcr zur einen Hälfte dem Stephan Kaiser

und zur andern Hälfte dem Samuel Kaiser
veräußerte und im Kauf mit dem letztern verfchwieg,
daß der Kaufgegenstand gegenüber Herrn Kohler
verhaftet fei, dagegen aber den Käufer anwies, die

Verhaftungen gegen Johann Kaiser, Krämer im
Stock zu Leuzigen, mit Kapital und Zins von
Fr. 771. 34 zu bezahlen.
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3) Daß Herr Kohler durch alle diese wohlausgedachten und
überlegten Handlungen des Sohnes Rätz von dem
größern Theil seiner unterpfändlichen Sicherheit
verdrängt werden sollte und theilweife bereits verdrängt
worden ist;

4) Daß dem Johann Rätz, Sohn, hiebei ein hoher Grad
böser Absicht zur Last fällt;

5) Daß schärfend auf die Strafe einwirkt die Größe des
gestifteten Schadens und fein übler Leumund, während
keine Milderungsgründe vorliegen.

Gestützt auf diese Motive hat die Polizeikammer

erkennt:
Johannes Rätz, Sohn, ist des Betruges zum Nachtheil

des Herrn Kohler schuldig erklärt und in Anwendung des
Art. 2 des Gesetzes vom 27. Juni 1803 korrektionell verurtheilt

:

». Zu einer zwölfmonatlichen Einsperrung, wovon zwei
Monate der ausgestandenen Haft abzurechnen sind.

l,. Solidarisch mit seinem Varer Hans Rätz zum
Schadensersatz gegenüber der Civilpnrtei und zu den Kosten
gegenüber dem Staat,

<:. AUfällige Regreßrechte gegen wen es betreffen mag,
werden dem Herrn Friedrich Kohler, gewefener
Salzhandlungsverwalter in Bern, vorbehalten.

Lnsuite ,le ilenx rapports adresses à la prèles! vre
cl« Courtelurv. l'un par I'adsoint au maire ris la communs
lie Iramelan-clossus, l'autre par Is gendarme ils la loca-
lits, annonçant que sous la clate <lu dimanche, 7 soàt 1833,
vers 9 Ksures ciu matin, un homicide avait êtè commis

18
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psi imprudence «m' un jeune garçon nommé Vuilleumisi,
uze 6« 10 »ns, tils 6s lulien Vuillsumier, uni «liste au clit

Irsmelan. pgr le fait de Paul NatKsZ!, lils de Lucien,
cbsrpentiei, ggè ds 12 ans et 8^/2 mois, le Vice-prèlet
se transporta, le 9 du dit mois, «m- les lieux pour is-
eueillii' les renseignements nècessaiies et informer touchant
ee malheureux événement.

La victime qui venait d'être inbumèe avait

essuie su coté gaucbs de la tète, derrière l'oreille, a la
distance d'environ 8 pieds. la dècbarge d'un fusil ckargè
» dragées, dans une ckambrs prenant jour sur midi ds
l'Ksbitation d'^ini-Louis CKatolsin aux Martinets.

Le dit Châtelain a expliqué que l'arme a feu en

question «qu'il ignorait,» dit-il, «être cbargèe,» se trouvait
déposée derrière une lavette, dans le cabinet a coté ds
la chambre, burs de vue, «û le jeune ?«ul AatKex all»
s'en emparer; un instant après le coup partit..,!

lobie Cbatelain, de son coté, a dit que I» veille,
samedi au soir, Arnold Vnilleumier et Paul Natnsx étaient
dèj» venus cbe« eux et s'étaient amusés « tirer avec ce
même fusil une luis seulement; qu'ils l'avaient eux mêmes

ckargè, qu'auparavant il ne l'était pas; que du moins ni

jui ni son père ne lavaient chargé, ce que ce dernier,

pour ce qui le concerne, » contirmè.
par lettre datée du 11) août 1833, adressés au Vies-

prèlet du district de Courtslarv, àmi-Louis Cbatslain

exposa que, par crainte, son fils lobie avait t'ait une dè-
position contraire a la vérité, a l'égard ,1s I« manière
dont avait ètè ckargè le t'usil avec lequel le malheur u
ètè causé, Le tourment, que lui s causé sa déposition
du 9 «oui, et les exhortations sérieuses de se» parents
l'ont engagé à déclarer: «que le dit fusil tut ckargè par
lui (lobie Châtelain), par le jeune AatKe« et par Arnold
Vuilloumier, qui a ètè tue le samedi, veille du ^our ou
le mslbeur est arrivé >>



- 275

Paul Alatbex a dit que >e dimanebe, 7 »out, su mstin,
lobie Cbatelain lui remit un morceau de linge blsnc.
qu'il alls ««II«,' u u» arbre près de la maison, pour servir
de but, contre lequel Cbatelain tira un coup; mais

sans qu'il l'ait vu le recharger; que plus taro', il retourna
cbes lobie Cbatelain. sur l'invitation cie celui-ei, étant
alors accompagné d Arnold Vnilleumier; qu'en entrant ils
trouvèrent le père Cbatslain appuvè sur la table, et sa
l'emme occupée s babiller ses jeunes enfants, lobie
Cbatelain n'était alors pas présent. Minoici Vuilleumier
entra au cabinet, s'empara clu lusil. le tint un moment
dans les mains, puis Is rsposa ou il était et se mit »

compter des capsules qu'il venait d'scbeter, en commun
avec Paul Uatbe?, tandis qus ce dernier alia prendre a

son tour le lusil. en présence du père Cbatelain, l'amorça,
et comme il armait le cbisn dans l'unique intention de
luire éclater une capsule, le coup partit et alla malbeu-
reusement atteindre Arnold Vuilleumier, qui tomba mort.

La jeune lille d'^mi-Louis Cbatelain. nommée ^ppo-
line, entendue duns l'instruction, » déclaré avoir ignoré
«i son frère lubie se serait amusé à tirer suit le dimanebe
matin nu la veille, et que Is matinée du dimanebe il était
cbex le voisin CKsrles CKopsrd.

Les prévenus Paul Nstbe? et l'obie Cbatelain. leurs
pères respectifs, ainsi que le père ds la victime, campa-
rurent a l'audience du tribunal du district de Courtelsrv,
du 26 octobre 1853, ou ils furent entendus cnntradictoi-
rsment.

Comme témoins comparurent, en outre les nommes
?rèdèrio-Louis, CKarles-I^rèdèrio ?>icolet et ^Ipbonso Cbu-
pa,d. des dépositions desquels il appert entre autres,
ssvoir du premier, qu'il n'a point vu lobie Cbatelain le
dimanebe matin 7 soûl, qu'il a bien entendu tirer le
matin même, mais ignorant qui c'était; dn second, qu'il
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N U point entendu de coup cie l'en, ni VN Arnold Vuillsu^
mior el autres garçons au ton,' cie la maison Cbatelain,
et du dernier, qu'il n'a vus non plus entendu tirer le
dimanebe matin, et que lobie Cbatslain s'est promené
avee lu! jusque près de 8 beui'os aux enviions do la
Ill!»istm. '.Hwkî, ,sk SZ«<iàd.':S»t Ivnq - '

Paul Alatile^ et lobie Cbatelain eonlirment, les dècla-
rations qu'ils ont laites dans l'instruction,

Le père Cbatslain, pour su dètsnso, dit avoii' ignoré
que ces jeunes garçons se servissent du lusil en question,
prétendant qu'appu^è sur la table il dormait.

l)e son cote, le père .Vlatbs? allègue avoir ètè eum-
plètemsnt ignorant de tout es qui s'est passe,

^ux témoins disolei et Cbopard le tribunal imposa
le ssrment,

Le père .Iulien Vuilleumier, intervenant ooiume partis
civile, conclut à dos dommages-intèrèts qu'il poite a la

somme île >?r, 2600, demande tuuebant laquelle Lucien
Uutbei! t'ait observer qu'il ne croit pas pouvoir être ro-
cbsrebè dans cette lacbeuse occurrence, étant dans tous
les eus un pauvre père de famille.

N. Uigv. avocat, plaidant pour les sieurs Cbatelain,
père st tils, conclut pour ceux-ci au débouté des con-
elusions ds la partis civils, comme aussi g ce que lobis
Cbatelain soit renvovè de la prévention ds complicité
dans cette affaire.

pgr son jugement du 26 octobre 1833, le tribunal du
district de Courtelgrv, vus la minorité ries jeunes Paul
Nstbe? et lobis Cbatslain, sn application do l'art. 1382 C.
eivil français, lss renvove l'un et l'autre de la prévention,
et eondsmne Lucien Natbe? et ^mi-Louis Cbatslain, pères,
comme civilement responsables vis-à-vis de leurs bis
mineurs prénommés, solidairement à paver, à titre ds
dommages-intèrèts, au sieur ,lnlien Vuilleumi, r, père, uns
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somme cie b'i, 800, ainsi qu'aux frais ds la proeèdure
«t 6s jugement,

Ls» sieurs .^mi-Luui« Cbatslain et Lucien Natbex in-
terjetsrent appel de ee jugement.

l'audience tixêe punì' Iss débats ds eette atlairs
devant lu ckambre de police de la cour d'appel et de
cassation, U. i>Iigv. occupant pom- les sieurs Cbatelain,
père st Lis, a soutenu l'gppsl et a conclu: l" à ce que
le bis Cbatslain soit absous ds touts culpabilité et puni-
tion, st que ls père ^ìnu-Louis Cbatelein soit libéré de
>g demande en dommages-intèrèts; 2° à ee que les trais
soient inis a la ebarge du lise, ou. éventuellement, à la

cburge de la partie civile, lulien Vnilleumier,
Le procmeu,' général, prenant «lors la parole, eon-

élut à «e qu'en application des art, 1382, I3W st 1384 C.

eiv. français, Iss sisurs Cbatelain et àlatbe?, pères, soient
condamnés solidairement, eomme civilement responsables
vis-a-vis de leurs bis mineurs prénommés, a paver, à

titre de dommages-intèrèts, an sieur lulien VmIIemnier,
père, une somme ds ?r, 80(1, de laquelle lr, Ml) seront
à paver par ^mi-Loui» Cbatelain, et ?>. 30t> par Lucien
NatKe? ; et sntin, aux trais.

La cbnmbre de police a ensuite statué comme suit:

t) «Oue In mort du tils V"uiIIeumier, sous les cireons-
«tances qu'elle g en lieu, doit être envisagée eomme
«occasionnée pur accident;»

2j «One pour un événement pareil, personne ne peut
«être considère comme responsable des suites civiles;»

«, «louis réclamation d'indemnité est rejetèe, et les frais
«sont mis à la sbarre du lise;
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d. «.^mi-Loui» LKstsIsin «t sm, Iiis lodi« suront », rs-
««Ismer su lise, pour leur defense en instance d'sppsL
«!s somme lie >?r, 70', en antre, ni eux, ni AlstKe?.

«père et Lis n'auront s rèclsmer su«uns dèdommsge-
«ments pour l'enquête instruits «antre eux,»

/>o«r ètabêi,' k'K«bitu<te cke ê'usure. te tribuna/ «toit réunir
t««« tes «êtes g«i pe«»e»t eonstitusr ka xreiwe cke eette Kaoitucke,

mMe «iìe proe^ckure instruite antérieurement contre te ^rè-
venu, pour Mit ck'usure. «t .««vie ck'um arrK cke non euhm-
oik'tê.

Le sieur llvpolite Clioulet. ,su! -^'intitulait banquier,
s'est adonne depuis quelques années à «s genre de «uni-
msree, s pnrrentruv. plusieurs personnes en relation
d'allaires svee lui, se plaignaient de ses opérations mais
n'osaient le dénoncer, lorsque le IO >vr,I 1832 Cbs-
violet, alors préfet de «e distrivi, porta ,'onlre lu! uns-

plainte, bases sur les renseignements fournis par Cermain
Cbavanne et son épouse, de porrentrnv,

line enquête fut ouverte et les pièces soumises s

l'appréciation d'experts, qni eoonnnrent que <1sns eertsins
css Cboulet avait excède !e taux lêgsl dans >s perception
ou la stipulation des intérêts, lransinises au gérant ds
la banque cantonale, il lut reconnu que, duns Is circon-
stance, le prévenu avait prête aux èpnnx l'bsvsnns su
taux exorbitant du 1^/g «/g par an.

La procédure avant ètè dètèrèe au tribuns! correo
tionnol du district de porrentruv. cette aiitoritè, pur son
arrêt dn 30 novembre 1832. renvois le prévenu Cboulet
<I«s lins de Is plainte poi tèe contre lui. par le motif qu'elle
n'avait pss reconnu l'Ksbitudo de prêts s intérêts usu-
ruires. ^ppel <1s ce prononce avant ètè interjeté par le
ministère publie, la «bambre de police lie la cour d appel
et de cassation, adoptant les motifs des premiers .juge«.
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continua, pgr sa décision <iu 39 msrs 1833. l'arrêt
triounal du district ds ?orrsntruv.

8«ns I« date d» 13 février 1833. losepl, Gaillard,
marchand ds bois à ComtsmaieKe, qui avait eri ds grau-
des relations avse Cnoulst, porta nne plaints » U. 1s

préfet de porrsntruv, appuyée des pièces constatant que
oe prévenu avait perçu de lui des intérêts usuraires. Une

enquête fut dès3ors ouverte, puis suivis de nomination

d'experts.
Des pièces présentées par Vlaillard a l'appui de sa

plainte, il appert.
1) <)ue pour l'intérêt d'un capital de kr. 300; «dès le

30 sept, au 31 dèe. 1830, CKouIet lui a réclamé
kr. 13» sis 12 »/«>;

2) t)ue pour intérêt d'une somme île kr. 739; «dès I«
3 sept, an 21 dèe, 1830, il lu! a rèelamè kr. 30»

1i«/«);
3) l)ue pour l intérêt d'une summe de kr. 209; «dès le

I" sept, au 21 dèe. 1839, 3 mois et 21 jours,
il a réclamé kr. 8» <I6t/z»/);

4) t)ue pour une soinmu de kr. 1399; «dès le 19 sspt.
au 21 dèe. 1839, 3 mois 11 jours, il » perçu
kr. 39» s14 «/»);

3) Ous pour intérêts d'une soiume de kr. 1399; «dès
>s 39 sspt,. an 21 dèe. 1839, 2 mois st 21 ^ours,
!> a perçu kr. 43» si3«/«);

0) <)ue pour intérêt d'une somms de kr. 1399; «dès le
31 «cl. su 29 dès. suivant, il g perçu k'r. 30» kl4^«/g);

7) (Zue pour l'intérêt <I'une somms ds kr. 1339; «des le
13 nov. su 21 dèc. 1859, 1 mois 6 Mrs, il a

perçu k>. 19. 93» si 5°/«).
Le rapport des experts. >M. «ekmider et Mattet, con-

state une movonne de 12"/» d'intérêt psr an.
1>ans un plaidnver au sujet d'un procès qui existait
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«nwe le prévenu HKouIst et le sieur Zules LIocK, nego-
ciani, à porrsntruv, U, lîerksrat, avocat, défenseur du
sieur Cboulet. déclara en gudience publique que sun «lient
svsit pavé à lîlocb 10 "/g pgr «n, sur les sommes qu'il
lu! avait versées.

Le sieur SioeK, cité eomme témoin « «ette audience,
reconnaît qu'ensuite des négociations «ommsreiales qu'il
s eues ave« CKoulet, celui-ci lui s tenu compte ds ^/2°/«

pur mois d'intérêt, et ds 1"/g pour trois mois de «ommis-
«ion sl0°/« l'an).

L'enquête, declares «lose le 9 goût 1833, fut, ds
l'avis du ministère public, d'sccord avec le juge d'instruc-
tion, reconnue être de Ig compétence du tribunal correo-
tionnol; en conséquence, terme l'ut tixè sur le 16 sept. 1833

pour les débats et Is jugement ds cette cause.

Un incident soulevé par le ministère public ports
l'affaire devant la Cour d'appel et de cassation, et «e ue
fut que Is 7 mars ècoulè que le tribunal de ?orrentruv
en fut ds nouveau smsi. lins exception prèsudieislls son-
levee pgr l« prévenu gjourng le» débats gu 14 mars
suivant, cette audience Cboulet en souleva une se-
eonds, mais Is tribunal, statuant sur ces deux exceptions,
en débouta le prévenu et ordonna qu'il serait immèdiu-
tement psssè outre aux dèbgts au fond.

Le sieur Cboulet interrogé répond n «voir pas perçu
su préjudice de Ugillgrd, des intérêts usuraires; que les

comptes fournis s eolui-ci n'étaient point dèlinitils, que
0« n'était qne des projets de comptes qu'il présentait s
Nsillsrd ponr vèribsr; que, d'un autre côté, les billets s
l'égard dssqusls on lui rsprocbs la perception d'intérêts
illègsnx n'ont point ètè psvès, Uaillard n'svant lsit que
les remplacer par d'autres qu'il g souscrits; qu'ainsi, et
lors même qus des intérêts eussent ètè stipulés à un taux

trop èlevè, il n'v aurait eu ds sa part que l'intention de
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percevoir des intérêts usuraires, puisque lui, (IKoulst. ns
les s nas perçus cie lvlaillard,

Ln «s qui ooneerns ses relations uvee LIocK, il dè-
elars que usus ess négociations il n'était qu'entremetteur;
que lorsque des personnes voulaient avoir clés fonds eke«

lui, il s'adressait à LIocK, qui lui en fournissait; il avoue
qu'il avait ètè stipule entre lui et LIocK que les fonds que
celui-ci lu! avançait porteraient intérêt au 10«/«, l'an.

N. Kiat, avoeat, au nom de Louis bszdsrsr, aneisn
Kuissier, et de I^arcisse-IIenri losepb Cusnst, ggsnt ds
droit, demeurant à porrsntruv, svndics ds In faillite Klail-
lard, oonolut n es qu'il plaise au tribunal dirs st déclarer
qu'il est dû a la dite faillite d«> dommages-intèrèts rèsul-
tant de la perception, de la part de Cboulet, d'intérêts
usuraires, pour les dits dommages-intérêts, être diminues
des sommes qui seront rseonnues être dûes par Millard
à CKouIot, «u être paves pai- la faillite de celui-ci à celle
du sieur Naillurd, sans que cette reclamation puisse pre-
.judicier à l'instance liée entre les parties devant le tri-
bunal civil, st, en outre, aux frais.

II déclare ne pouvoir llxsr actuellement le montant
de sa réclamation, attendu qu'slle sers subordonne au
taux que tixeru le tribunal, des intérêts qui sont dûs à

Cbonlet par Naillard.
Le ministère public conclut » ce qu'il plaise au tri-

bunal prononcer la culpabilité du prévenu llboulet; le

condamner, en conséquence, à une amende ds mille
francs, et aux frais, sauf en outre « statuer sur les con-
elusions de la partie civile; puis il explique les différentes
opérations commerciales du prévenu »vee les époux Cba-
vanne et le sieur.losepb Naillard.

A. kavrot, avoeat, défenseur du prévenu CKouIel,
conclut à ce que les syndics de I« faillite paillard ns
soient pas reçus comme Mrtt'« «Me,- subsidiairement, à

es qu'ils soislit déboutés de leurs conclusions, et eon-
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damnés aux dépens. - t)u»nt à l'action publique il con-
eint a «e qu'il plaise au tiibun«! renvover le prévenu
des tins de I» plainte portes contre lui; dire et déclarer
que des dommggss-intèrèt» lui sont dûs pour avoir ètè
l'objet ds poursuites non sondées: incidemment, à ce que
les auditions des témoins sntendu« dans l'affaire CKa-

vanne, de même que le dossier, ne soient pas envisages
comme movsn» ds preuve ni pris en consideration, attendu

qu'il v g eu jugement dètmitik avant aequis force de cbose

jugée, et que ennsêqnemment cette procedure ns pent
plus servir ds base à aucune condamnation,

pgr son jugement du 14 mars 1834. le tribunal cor-
rectionnel du district ds pnrrentrnv prononça la culpg-
bilitê ds llvpolito Cboulet, le condgmns en conséquence
g mille francs d'gmende, st aux frais, liquides à kr. 121. 30;
statuant sur la dsmands d« I» partis eivile, dit. et déclara
qu'il est dû par Cboulet à la faillite Gaillard des dom-
mages-intèrèts, résultant de la perception d'intérêts usu-
rsires, st condamna entin le prévenu aux frais d'interven-
tion civile.

ivl. kavrot, an nom de son client, déclara, immèdia-
tement après le prononeè qui précède, en interjeter
gppel.

Le 7 juin 1834, l'atlaire a pgru devant I» Cour d'appel
et de cassation cbsmbre de police ou lvl, (Marlin

a plgidè pour >g partie eivile. et Vogt, pour le prévenu.
l.'grrèt de Is ebambre, rendu sur le» conclusions «on-

torme» de >I. llsrrinann, prooureur général, «ontisnt «e

qui suit:

I. ljusvl su prévenu,

4, «t)u il résulte des a«ts» ds la proeèdure, dont une
«grande partis émane du prévenu Cboulsl, de même

«que des dépositions des témoins, que le prévenu s
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«perçu kies intérêts usuraires; que. d'un autre eôtè,
«le Kit avaneê psr Llocb et reconnu par Cboulot le

«preuve jusqu'à la dernière vidence, ear si Cboulet
«pavait le ll)°/« d'intérêt il ne pouvsit certsinement
«pas prêter su taux légal, et il est eenstant qu'outre
«le Il)°/g il percevait encore le à. le 3°/« et même

«plus;
2. «l)ue l'bsbitude de percevoir des intérêts illégaux,

«de la part de l'.boulet. est parfaitement établie;
«qu'elle résulte d'une foule d'opérations distinctes
«qui ont eu lieu entre CKouIel et CKsvsnne. ainsi

«que d'un grand nombre d'opérations analogues entre
«llboulet et .Millard;

3. «Oue pour justiber l'Ksbilude d'une action quelconque,
«il suffit do vrouver, d'établir que telle ou telle per-
«sonne se livre a tel acte, dès que l'occasion s'en

«présente; qu'au cas particulier, i! est absolument
«nécessaire de réunir tous les actes qui peuvent
«constituer la preuve de cette babitude, et que c'est
«au vu de leur ensemble et de leur multiplicité qu'elle
«peut être constatée;

4. «Ou'il ne peut existe,' aucun doute que le dossier de
«la procédure instruite eontre le prévenu, au suset de
«ses relations avec les époux Cbavanne, doit revivre
«en entier dans la procédure actuelle;

3. «Oue, s'il en était autrement, un usurier pourrait être
«maintes t'ois poursuivi pour perception d'intérêts
«exagérés, séparément, au préjudice d'un aussi grsnd
«nombre de personnes, sans crainte d'être atteint
«psr Is justice;

6. «<)ue l'allègue du prévenu, consistant s dire qu'il n's

«pas réellement perçu de Alsillsrd des intérêts su
«sujet desquels on l'accuse d'usurier, est dènuè de
«toute espèce de fondement; car si >lsillsrd n'sc-
«quittait pas ses effets su moven d'espèces qu'il
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«versait, il les pavait su moven de nouveaux billets
«qu'il souscrivait, es qui constitue une novation
«qui est un des modes ds paiement reconnu par le
«code iXgpolson!

7, Ou'ainsi, la culpabilité ilu prévenu est évidente;

tt. Li, re Pli evueerue I» <Iem»uàe lie I» päitie eivile:

8. «t)u'aussitot que CKuulet est convaincu d'avoir babi-
«luellsment perçu des intérêts usuraires. il v a lieu
«d'ordonner la restitution dn trop perçu;

/.a Cambre cke potiee,

Vu les art, 3 et 4 de I» loi du 3 septembre l807,

arrête

1, «klv^polite Cboulet est dêelarê euu^able ll» délit
d'usure;

2, Il est, en conséquence, condamne cnrrectionnellemsnti
a, «g milli> l'rsncs d'amencle, et
K, «à tous les l'rais;
c. «Les trais d'intervention eivile alloues à .VI. Carlin

«sont lixês à kr. 70,»

Statuant ««r t« «temancke cke ta partie «rite,
renvoie

«les parties a» tribunal civil pour faire liquider les

«dommages intérêts résultant de la perception d'in-
«têrêts usuraires, et ce conformément aux prescrip-
«bons du code de procédure civile.»

/.es contraventions «««,- /ois Meates et cke potiee cke ta (.'on/iîickè-

ration ne peuvent Kre portées ckevanê tes tribunaux «ans

Mi «rckre «pöeiat cke /'autorité ackminisêratire supérieure
i/ue eeta eoneerne. s^rt, S cke ta toi /'èckêraêe cku /^sept, /^S).
8ous !» clate cbi lt mars 183i, le directeur du IV. ar-

rundissement postal à IVeucbàtel adressa une plainte au
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préfet du district ds porrsutruv contre Iules Nassun,
loueur ds obevsux s ?orrsnlruv, pour contravention à I»
lui sur la rogalo des postes, Le wge ds polies du dit
district, auquel le ranport avait ètè directement transmis,
condamna, par son jugement du 12 avril 1854, le prévenu
g une amende de kr. 20 st aux frais, jugement dont ce
dernier interjeta appel.

Le 28 juin suivant, la ebambre ds polies ds la cour
d'appel et de cassation sur les conclusions conformes des

procureurs généraux ds la Confédération et du canton de
Lerne, rendit l'arrêt suivant:

^««.Merant

«Oue, d'après l'art. 9 ds la loi du 18 sspt, 1849, sur le
«mode de procèder on matière de contraventions aux
«lois tiscalos et, ds polies ds Is Confédération, aucune
«de ces sortes de contraventions ne peut ètrs portes
«devant le» tribunaux sans un ordre spécial de I'«u-
«toritè administrative supérieurs qus osls concerns;

«Oli ensuite, de l'art. 16 de I« même loi, ces eontrsvsn-
«lions ns doivsnt être jugés par Iss tribunaux com-
«pètonts dss esntons dans Issqusls sllss ont ètè
«commisss, qus lorsqus le controvensnt ns se soumst
«pas aux dispositions ds l'art. 12 de la dite loi;

«Ous ce modo de proosdsr n'a pas ètè suivi au css
«particulier;

«Ou'en conséquence, la procédure dont s'agit, ainsi que
«le jugement rendu contre ^ules Assson, I« 12 svril
«1854, pai' Is sugo ds poliee de porrentruv, sont
«entsebès de nullité;

par ces maW, arrête,-

1. «La procédure en question et le jugement l endu contre
«Iules Klassen, le 12 avril 1834, par le juge de police
«ilo porrentruv, sont mis à néant;
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2. «Le u'sc (lu canton as Lerne et, le lise fédéral sont
«condamnes, cbacun polir lnoitiê, g supporter les
«frais lie lu procédure,

3, «Le sieur Alssson n u u êlevei' aucune lêelamution «
«est égard,»

«. Sam i«« ea« cke e<»tira»e»tt'o«« uusv lois /Keaie» cke êu Lcw»

/eckèra/iou, /es ckisposittous cke /a /«i /eckèra/e sur /s mecke

cke procècker eu ee/ês mattere, cku sep/, /^S, re/«/i«es
à /a prsseripêioxi,, /'«nk règie.

ö. ^'après ceê/e /oi, i/ suM </ue /e /uAe e«Mpe/en/ «i/ è/è saisi
cku rapport, ckams /e cke/ai cke prescrip/ion. à cka/sr cku ^our
«û i/ a è/è ckressè.

Le 20 juin 183l, les gendarme» Keller st Leu/, au

posts ds Damvant, dressèrsnt rapport euntrs ,Iean-?ierre
Lsbsv, marcband-êpieier. demeurant à ?ercbot, pour avoir
fourni, dans s» maison, l'emplacement dn lispût, «t permis
l'exportation en fraude des droits, d'une certaine quantité
de cbiffons renfermes dans W sacs lie différentes grandeurs.
?ius tard, Lsbsv indiqua, enmms propriétaire et depo-
situire de ce depot, le sisur Louis Leuciaire, de Damvant.
Le 25 du dit mois ds juin. Is département du commsrce
et des péage» fédéraux prononça contre le délinquant
une amende de II fois la valeur de» droits de péages,
lesquels s'élevaient » kr. 13, pur consequent k>. 223.

8ur le refus de paver cette «mende, le susdit de-

parlement cbargea. sous la date du 27 sspt. 1831, I«
Direction dss péages de ôâle de porter nne plainte judi-
cisire contre Labev, Le 29 suivant, lu cause fut remise
s U Desire bouler, avocat a porrentruv^. qui, pai- sa lettre
du 9 octobre, transmit la plainte en question au prête
Chevrolet, qui, de son cêtê, l'envov» le lendemain au fugs
de police pour statuer.
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^près ditlèrentes exceptions dèj» soulevées de paît
«t d'autre st vides en instance d'appel, Is question ds
prescription tut encore sgitès » l'audience du juge de
police ds porrentruv, du 3 lévrier 1834. s laquelle Kl. lliat
s conclu à ce qu'il plaise au suge dire et reconnaître
qu'il v a lieu d'invoquer Is prescription en tsvour des
prévenus; quoi taisant, déclarer l'action publique près-
erite, et qu'en consequence, les sieurs Labe^ et Leuclaire
ne peuvent et ns pourront plus être recbercbês s raison
du délit qui leur est rsproebè, date du 20 suin 1851, st
condamner l'administration des psages a tous trais et
dépens.

Le juge a trancbê albrruativement la question en
declarant prescrite la contravention dénoncée par le rapport
du 20 sum 1851.

Le ministère public cantonal, tant en son nom qu'en
celui du procureur général ds !« Confédération, celui-ci
comme rsprèssntant, l'administration ds» péages fédéraux,
s'est alors pourvu en appel contre ce jugement.

L« 22 juillet 1834. tsrms bxè pour >s« débats devant
l'instance supérieure. N. iVIattbvs, pour le ministère public
fédéral, et le procureur général du canton ont soutenu
l'appel, et la obambre de police de la cour d'appel et
de cassation g statué en lies termes:

«Ou'au es» particulier, il s'agit purement et simple-
«ment d'uns contravention aux lois fédérales suris» péage»;

«l)ue la cause doit être sugèe d'après les lois fèdè-
«râles réglant cette matière, et particulièrement Is loi sur
le mode de procèder en t'ait do contravention» uux lois
«fiscales des 3t) suin st 18 sspt. 1849;

«Oue dès-lurs, Iss prescriptions ds cette derniers
«loi sait. 20Z font règle quant s Is question si, su «ss

particulier, il > uvsit prescription scquise «u non, et
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«cela dsutant plus qus I« contravention dont «agit « «u
«lieu sis 20 juin 185N, >« code lis procédure pénale
«bernois n'était pas encore on vigueur;

«<Zue d'gpr<Z8 l'art, 2l) litL ö cis >g loi précitée, io
«mode ds proceder toucbant I«8 cuntrsvontion8 sux luis
«Lssslss s lixê Is délai ds prescription à quatre mois, s
«datei' du sour ou Is rapport s sts dresse, su SS8 ou Is

«plainte n'est pss, durant ss délai, portée devsnt Is
«tribunal compétent;

«l)u'en slket, Is plainte «ontrs lean-pierre Lsbsv s
«stè portes psndsnt se délai;

«<Jus bien que le jugement rendu euntrs Lsbsv n'ait
«sts ports qus Is 1°" mai 1832, st quii ait sts casse par
«vois de révision en vsrtu ds l'arrêt ds la Cour d'sppsl
«st ds cassation du 29 novembre 1832, néanmoins les

«prsvsnus Lsbsv «t Lsuelsire ne peuvent se prévaloir de
«la prescription, puisqu'il teneur de l'art. 20 lin. b prê-
«oitê, il n'«8t point do rigueur qu'un jugement «oit pro-
«noncs pendant es terme psrsmtoirs, il suM qus la plainte
«soit portés pendant oe délai suprss du tribunal eom-
«pêtsnt;

par es« m«tt/«, arrête:
1. «Zssn Pierre Lsbev et Louis Leueisirs ne sont pss sn

«droit ds ss prêvsloir ds Is prescription;
2, «Les frais sont joints su fond.»
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